
 

 

Stellungnahme des Verbands Alleinerziehender Mütter & 
Väter, VAMV-Bundesverband e.V.  

Zum Gegenstand der mündlichen Anhörung in der Sitzung des BVG vom 19.11.02  

Az.:  1 BvL 20/99  
1 BvR 933/01 : ~  

Gemeinsame elterliche Sorge nicht verheirateter Eltern für nicht eheliche Kinder  

Gegenstand der Anhörung ist die Frage, ob es mit dem Grundgesetz vereinbart ist, dass gemäß 
§§ 1626 a, 1672 BGB der Vater eines nichtehelichen Kindes, der mit der Kindesmutter und dem 
Kind mehrere Jahre in einer familienähnlichen Lebensgemeinschaft zusammen gelebt hat, nach 
Trennung der Eltern ohne Rücksicht auf die konkreten Umstände des Einzelfalles die 
gemeinsame elterliche Sorge für sein Kind nicht zugesprochen erhalten kann, solange die 
Kindesmutter ihre Zustimmung hierzu verweigert. Beschnitten sieht der Beschwerdeführer seine 
Grundrechte aus Artikel 6 Abs. 2 Satz 1 und Artikel 6 Abs. 5 GG.  

Der Verband Alleinerziehender Mütter und Väter vertritt die Auffassung, dass die 
Regelungen der §§ 1626 a und 1672 BGB, nach der das gemeinsame Sorgerecht nicht 
miteinander verheirateter Eltern die Abgabe übereinstimmender Sorgeerklärungen 
voraussetzt und ohne diese Erklärung die Mutter die elterliche Sorge hat, mit dem 
Grundgesetz vereinbar ist.  

Begründung:  

Gem. Artikel 6 II S. 1 GG ist die Erziehung und Pflege der Kinder das natürliche Recht der 
Eltern. Wie das Bundesverfassungsgericht in seinem Beschluss vom 07.03.95 zu Aktenzeichen 
1 BvR 790/91 u.a. klarstellend entschieden hat, sind generell auch Väter nichtehelicher Kinder 
Träger dieses Elternrechts; der Begriff "Eltern" umfasse auch die leiblichen Eltern eines 
nichtehelichen Kindes. Das Elternrecht bedürfe jedoch zu seiner Ausübung eines 
Mindestmaßes an Übereinstimmung, die Einbeziehung aller nichtehelichen Väter in den 
Schutzbereich des Artikel 6 II S. 1 GG schließe somit eine differenzierende Ausgestaltung ihrer 
Rechtsstellung unter Berücksichtigung der unter- schiedlichen tatsächlichen Verhältnisse nicht 
aus.  

Um den unterschiedlichen tatsächlichen Verhältnissen zwischen ehelichen und nicht ehelichen 
Lebensgemeinschaften daher Rechnung zu tragen, hat der Gesetzgeber Differenzierungen in 
der Verteilung der Rechte und Pflichten vorgenommen. Diese Differenzierungen sind sachlich 
geboten und knüpfen an die Lebensrealität der tatsächlichen Verhältnisse an.  



 

 

Es ist zum einen sachgerecht, die Ausübung der Elternbefugnisse grundsätzlich an das 
Bestehen der Ehe zwischen den Kindeseltern zu knüpfen. Gem. § 1353 I Satz 1 BGB tragen 
die Ehegatten füreinander Verantwortung. Die Ehe kann auch als Vertrag zur Bekundung 
gegenseitigen Willens, im Falle einer Elternschaft die Sorge für die Kinder gemeinsam tragen zu 
wollen, verstanden werden (vgl. § 1626 BGB). Konkludent geben sich die Eheleute hierdurch 
die Zustimmung zur Mitsprache bei der gegenseitigen Lebensgestaltung. Aus dieser 
Zustimmung erwachsen beiden Ehepartnern gemeinsame Rechte und Pflichten.  

Im Falle einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft fehlt die "vertragliche" Grundlage, nach 
der die Partner sich einander verpflichten, eine durch Elternschaft begründete gegenseitige 
Einflussnahme auf ihre Lebensgestaltung zuzulassen. Diese Vertragsgrundlage wird 
geschaffen durch die Abgabe einer gemeinsamen Sorgeerklärung und den sich  
hieraus ergebenden Rechtsfolgen.  

Aufgrund der Vielfalt der Lebensformen nichtehelicher Elternschaft und des gerade auch vom 
Bundesverfassungsgericht genannten Umstands, dass die Beziehung zwischen den Beteiligten 
sich im Laufe der Zeit -eventuell auch mehrfach- ändern können, ist ein hohes Maß an 
Rechtssicherheit für die betroffenen nichtehelichen Kinder erforderlich. In der sozialen 
Wirklichkeit lebt der überwiegende Teil der Kinder mit ihren Müttern allein zusammen. Solange 
die Mutter eines nichtehelichen Kindes der Elternverantwortung jedoch gerecht wird, gibt es 
keinen vernünftigen Grund, gegen ihren Willen daran etwas zu ändern.  

Wollte man dem Beschwerdeführer folgen und die notwendige Willenserklärung der Mutter 
durch richterliches Urteil ersetzen, würde massiv in die Rechte der Mutter eingegriffen und 
diese über Bedarf beschnitten. Ohne die Übernahme von Verantwortung für den anderen 
Elternteil wäre die alleinerziehende Mutter massiver Einflußnahme des Kindesvaters auch auf 
ihre eigene persönliche Lebensgestaltung ausgesetzt. Angelegenheiten von erheblicher 
Bedeutung haben häufig konkrete Auswirkungen auf die Lebensgestaltung der Mutter. Zu 
denken ist hier insbesondere an das Streitpotential bezüglich des 
Aufenthaltsbestimmungsrechts.  
 
 
Anzumerken ist weiter, dass die hohen Anforderungen, die der Gesetzgeber seit der 
Kindschaftsrechtsreform an die Aufhebung der gemeinsamen Sorge stellt, nicht ohne 
Konsequenzen für deren Begründung sind. Eine gegebene Zustimmung zur gemeinsamen 
Sorge ist aufgrund der Gerichtspraxis als dauerhaft, wenn nicht gar endgültig anzusehen, da 
auch bei schweren Konflikten eine Abänderung oft an der Beweissituation scheitert. Dem Wohl 
des Kindes wäre somit nicht gedient.  

Die EIternstellung des Kindesvaters wird durch diese differenzierte Regelung nicht tangiert. 
Sein Recht auf Pflege und Erziehung erlebt seine Konkretisierung in der tatsächlichen 
Ausübung während des Umgangs.  

Das Recht des Kindes auf Umgang mit jedem Elternteil schafft ein ausgleichendes Moment 
zwischen den Rechten der beiden Eltern.  

Bei erheblichen Meinungs- und Interessenkonflikten der Eltern können diese oftmals nicht durch 
das Gericht gelöst werden, das Gericht kann schwerlich qua Richterspruch die Grundlagen für 



 

 

eine funktionierende Partner- und Elternschaft ersetzen. Gesetze anstelle von Verhaltensregeln 
setzen zu wollen, kann der Komplexität menschlicher Beziehungen kaum gerecht werden.  

Nach Auffassung des Verbandes Alleinerziehender Mütter und Väter sind bestimmte 
vertragliche Übereinstimmungen Voraussetzung an die gemeinsame Sorge, um zu 
dokumentieren, dass die Entscheidung, gemeinsam für ein Kind zu sorgen bewusst und 
überlegt gefällt wurde. Eine von den Eltern abzugebende gemeinsame Sorgeerklärung, 
gleichermaßen für nicht verheirate Eltern wie auch nach Trennung und/oder Scheidung einer 
Ehe, in welcher Aufenthaltsort, Unterhalt, Umgangsmodalitäten und tatsächliche 
Pflichtenübernahme im einzelnen geregelt sind, sind nach unserer Auffassung unabdingbar für 
das Wohl gemeinsamer Kinder.  

 

Berlin, 19. November 2002 


